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Die von der Monopolbourgeoisie eingeleitete 
„arbeitsrechtliche Wende“ der Gegenwart

Es wird gegenwärtig von einer der politischen Rechtswende 
entsprechenden „arbeitsrechtlichen Wende“, von einer „Ge­
genreform“ im Arbeitsrecht gesprochen. Damit ist nicht des­
sen Aufhebung gemeint, obwohl extrem konservative Kräfte 
auch dafür plädieren8; vielmehr geht es um eine weitere Aus­
höhlung der die Arbeiterklasse begünstigenden Rechtsinsti­
tute, ohne diese generell in Frage zu stellen. Die Monopol­
bourgeoisie muß aus ihrer allgemeinen Interessenlage her­
aus darauf bedacht sein, „sozialpartnerschaftliches Zusam­
menwirken“ mit den Gewerkschaften nicht gänzlich 
aufzugeben. Das ist aber nur möglich, wenn ein gewisses Min­
destmaß an Zugeständnissen beibehalten wird. Die Sozial­
politik des Staates war und bleibt ein wichtiger Hebel zur 
Beeinflussung der Klassenverhältnisse und des Klassen­
kampfes, und deshalb wird der bürgerliche Staat auch nicht 
auf sie verzichten, andernfalls würde er eine Legitimations­
grundlage des staatsmonopolistischen Kapitalismus aufge­
ben.9

Tatsächlich wird aber die materielle Basis für die Sozial­
politik gegenwärtig aus verschiedenen Gründen geringer. Da­
mit treten restriktive Züge im Arbeitsrecht stärker hervor; 
ideologische Wertungen wie „Opferbereitschaft“ oder „Ver­
zicht auf individuelle Ansprüche im Interesse des Ganzen“ 
nehmen zu. Das ist aber kein Zurückgehen, kein Schrump­
fungsprozeß der sozialpolitischen Funktion des bürgerlichen 
Staates.10 11 Deshalb wäre es auch falsch, die „arbeitsrechtliche 
Wende“ nur in der Form einer Beschneidung erkämpfter 
Rechte und sozialer Zugeständnisse zu sehen. Mit ihr ver­
sucht das Monopolkapital zugleich, sich den neuen sozialpo­
litischen Entwicklungen zu stellen und die durch die wissen­
schaftlich-technische Revolution in Fluß geratenen Arbeits­
beziehungen wieder in den Griff zu bekommen sowie die 
sich ausweitenden Konfliktfelder einzugrenzen.11

Es geht also gegenwärtig nicht darum, das Arbeitsrecht 
völlig in Frage zu stellen, es durch das Zivil- bzw. Gesell­
schaftsrecht zu ersetzen, sondern um eine neue Inhaltsbestim­
mung und um bestimmte neue qualitative Elemente, die mit 
Erscheinungen in vergangenen Krisenperioden nicht vergli­
chen werden können.

Derartige qualitative Elemente zeigen sich hauptsächlich 
in einer Umbewertung der von der Arbeiterklasse und ihren 
Gewerkschaften erkämpften Rechte. Betrachtet man die Si­
tuation in der BRD, so zeigt sich folgendes Bild (das in ge­
wisser Weise für die Hauptländer des Kapitals zu verallge­
meinern ist):

1. Die Tarifautonomie der Gewerkschaften wird nicht 
nur mit Hilfe der Kernbereichslehre12 13 und der damit verbun­
denen weitgehenden rechtlichen Konsequenzen eingeschränkt, 
sondern vor allem durch Tarifverträge, die Wahlmöglichkei­
ten von Lohn, Arbeitszeit und Urlaub zulassen sollen. Dies 
wird als Entzerrung der Tarifstruktur bezeichnet.19 Dabei 
soll besonders der Raum zwischen Tarif- und Effektiv­
löhnen flexibler gehalten und den jeweiligen Branchen­
konjunkturen und Beschäftigungssituationen angepaßt wer­
den. In diesem Zusammenhang wird auf das Beispiel Japans 
verwiesen. Das dortige Entgeltsystem wird begrüßt, weil es 
einen flexiblen Einkommensanteil enthalte, der sich auf bis 
zu 40 Prozent belaufe.14 15

2. Das Streikrecht wird nicht nur mit Hilfe des bereits 
bestehenden umfassenden Verbotskatologs einschließlich der 
Aussperrungsmöglichkeiten eingeschränkt. Uber die Neure­
gelung des § 116 des Arbeitsförderungsgesetzes, mit der die 
rechtswidrige Aussperrung als Waffe des Monopolkapitals 
beträchtlich aufgewertet worden ist, wird die Streikfähig­
keit von Gewerkschaften, die sich aus verschiedenen Grün­
den für regionale Tarifabschlüsse entschieden haben (wie 
z. B. die IG Metall), faktisch erdrosselt.19

3. Die Individualisierung von Arbeitsverhältnissen (und 
damit von Arbeitskonflikten) wird durch Einführung von Teil­
zeitarbeit ohne Lohnausgleich, durch Aufteilung eines Ar­
beitsplatzes auf zwei oder mehr Werktätige (job sharing) so­
wie durch Flexibilisierung der Arbeit, besonders in Form der 
sog. kapazitätsorientierten variablen Arbeitszeit, erreicht. Da­
mit entfällt zugleich der besondere Schutz, den das kollektive 
Arbeitsvertragsrecht für das individuelle Arbeitsverhältnis 
bietet. Die Arbeitsbedingungen der Werktätigen werden wei­
ter verschlechtert und die Gewerkschaften noch stärker als 
bisher entrechtet.16 17

4. Die Mitbestimmung wird auf den durch das Betriebs­
verfassungsgesetz von 1972 und das Gesetz über die Mitbe­
stimmung der „Arbeitnehmer“ von 1976 festgelegten Stand 
eingefroren, der weit von einer echten demokratischen Ein­
flußnahme der Werktätigen auf die Produktion entfernt ist.

Damit und mit dem beabsichtigten zeitverzögernden Auslau­
fenlassen der fortschrittlicheren Montan-Mitbestimmungs- 
Regelung von 1951 bzw. mit dem Verzicht, sie auf andere Un­
ternehmen außerhalb der Montanindustrie zu übertragen12, 
soll jeglichen gewerkschaftlichen Vorstößen nach einer ge­
setzlichen Absicherung erweiterter Mitbestimmungsrechte 
ein Riegel vorgeschoben werden. Das betrifft insbesondere 
die gewerkschaftliche Forderung nach einem Mitbestim­
mungsrecht für den Betriebsrat bei der beabsichtigten Ein­
führung neuer Technik.

5. Konkrete Schutzrechte für Jugendiche, Mütter und 
Schwerbeschädigte wurden abgebaut.18

6. Schließlich wird die Forderung der Gewerkschaften zu­
rückgewiesen, ein Recht auf Arbeit mit Grundrechtsqualität 
zu statuieren. Der ehemalige Präsident des Bundesarbeitsge­
richts der BRD, G. M ü l l e r ,  begründet dies damit, daß eine 
derartige Normierung notwendigerweise eine bestimmte 
Fortentwicklung der Sozialordnung intendiere. Da man diese 
aber weder könne noch wolle, würde die legitimatorische und 
integrative Wirkung, die von einem Verfassungsrecht „Recht 
auf Arbeit“ ausgehen könnte, nicht nur Wunschdenken 
bleiben, sondern infolge dessen Nichterfüllung sogar ins Ge­
genteil Umschlägen und desintegrierend wirken.19

Charakteristisch für die Politik der „arbeitsrechtlichen 
Wende“ ist ein vorsichtiges Taktieren der Monopolbourgeoi­
sie. Die eine oder andere Vorstellung wird zurückgestellt, 
einige einschränkende Regelungen werden sogar zurückge­
nommen und durch neue Zugeständnisse ersetzt. Das resul­
tiert aus der ständigen Furcht der herrschenden Kräfte, daß 
wegen der besonderen Sensibilität, der die Sozialpolitik und 
das Arbeitsrecht unterliegen, das kapitalistische System als 
Ganzes erheblichen Schaden nehmen könnte. Deswegen ent­
hält die Beteuerung, die Zentnerlast sozialer Sicherung auf 
den Schultern der Wirtschaft sei immer noch leichter zu er-
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